Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3925 


26. 01. 89 


Sachgebiet 212 


Beschlußempfehlung und Bericht 
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zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Saibold, Frau Wollny und der Fraktion 
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Kennzeichnung von Milch, Milchprodukten und Säuglingsnahrung mit Werten 
radioaktiver Belastung und Ausweitung des Meßstellennetzes 


A. Problem 

Nach dem Reaktorunglück von Tschernobyl waren insbesondere 
Milch und MUchprodukte durch radioaktive Substanzen stark be- 
lastet. 

Diese Grundnahrungsnüttel werden häufig von Kindern, Säuglin- 
gen und Müttern zur Ernährung verwendet. Gerade dieser Perso- 
nenkreis ist aber durch eine radioaktive Belastung besonders ge- 
fährdet. 

Um den Verbraucherinnen und Verbrauchern eine bessere Orien- 
tierung beim Kauf dieser Produkte zu ermöghchen, sollen Milch- 
produkte und Säughngsnahnmg nach dem Grad der Belastung mit 
radioaktiven Substanzen gekennzeichnet werden. Das Meßstel- 
lennetz zum Nachweis dieser Stoffe soll ausgebaut werden. 


B. Lösung 

Eine Kennzeichnungspflicht soll nicht eingeführt werden. 

Ablehnung des Antrages der Abgeordneten Frau Saibold, Frau 
Wollny und der Fraktion DIE GRÜNEN — Drucksache 11/486 — . 


Mehrheitsbeschluß 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN — Drucksache 11/486 — abzulehnen. 

Bonn, den 18. Mai 1988 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Göhner Dr. Friedrich Müller (Düsseldorf) Frau Dr. Segall Frau Wollny 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Müller (Düsseldorf), Frau Dr. Segall, 


Bericht der Abgeordneten Dr. Friedrich, 
Frau Wollny 


I. 

Der Antrag wurde in der 20. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 26. Juni 1987 an den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit federfüh- 
rend und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schäft und Forsten sowie den Ausschuß für Jugend, 
Famüie, Frauen und Gesundheit zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 13. April 1988 
eine gutachtliche Stellungnahme abgegeben. Er lehnt 
es aus verbraucherpolitischer Sicht mit Mehrheit ab, 
bei Unterstützung des Antrags durch vier Mitglieder 
und zwei bei Enthaltungen, die Annahme des Antrags 
zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner Sitzung vom 2. Dezember 1987 
mit den Stimmen der Koahtionsfraktionen empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Jugend, Famihe, Frauen und Ge- 
sundheit hat in seiner Sitzung vom 20. April 1988 mit 
der Mehrheit der Stimmen der Fraktion der CDU/CSU 
und die Fraktion der FDP gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN be- 
schlossen, die Ablehnung des Antrages zu empfehlen. 


II. 

Der Antrag ist in der 26. Sitzung des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit am 
18. Mai 1988 beraten worden. 


Bonn, den 25. Januar 1989 


Die Fraktion DIE GRÜNEN betrachtet die Kennzeich- 
nungspflicht als eine notwendige Konsequenz aus 
dem Reaktorunglück von Tschernobyl und der damit 
verbundenen radioaktiven Kontamination von Nah- 
rungsmitteln. Die Angabe der radioaktiven Belastung 
sei für die Verbraucherinnen und Verbraucher als 
Orientierung bei der Kaufentscheidung unerläßlich. 
Die Notwendigkeit einer Kennzeichnung entfalle 
auch nicht durch die zukünftige Geltung EG-weiter 
Grenzwerte, da diese viel zu hoch angesetzt seien. 

Die Fraktion der CDU/CSU ist der Ansicht, daß eine 
Kennzeichnungspflicht das Problem nicht löse. Nah- 
rungsmittel, die zu stark belastet seien, soUten viel- 
mehr erst gar nicht in den Handel gelangen. Im übri- 
gen vertritt sie den Standpunkt, daß — entgegen der 
Ansicht der Fraktion DIE GRÜNEN — eine niedrige 
Strahlung nicht gesundheitsgefährdend sei. 

Die Fraktion der SPD begrüßt grundsätzlich die Ein- 
führung einer Kennzeichnungspflicht. 

Wegen der nicht geklärten Vorschläge zu den unter- 
schiedlichen Verfahren und Meßtechniken ist die vor- 
geschlagene Kennzeichnung so nicht praktikabel. 
Sie trage vielmehr nur zur Verwirrung der Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher bei. 

Aus diesem Grund hält die Fraktion der SPD den 
Antrag für nicht hinreichend und lehnt ihn in dieser 
Form ab. 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN wird mehrheit- 
lich abgelehnt. 


Dr, Friedrich Müller (Düsseldorf) Frau Dr. Segall Frau Wollny 

Berichterstatter 
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